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Ist es Ironie oder einfach nur Zu-
fall? In der Wagnerenschlucht,
die gemäss einem Projekt mit
einer Hängebrücke zwischen
Heimwehfluh und Kleinem Ru-
gen überspannt werden sollte,
gibt es bereits eineHängebrücke.
Eine kleine zwar, aber immerhin.
Sie verbindet den Seilparkteil, in
dem viele Trägerbäume An-
fang 2018 dem Sturm Burglind
zum Opfer fielen, mit dem neu-
en Teil auf der anderen Seite der
Heimwehfluhstrasse im Staats-
wald. Die Firma Outdoor ist da-
ran, der erweiterten Anlage den
letzten Schliff für den Saisonstart
zu geben.

Doch zurück zum grossen
Projekt, das am 21. März 2017
vorgestelltwurde. Skywalk Inter-
laken sollte die Brücke heissen
und dieWeltrekordlänge von 507
Meter haben. Im September 2017

doppelte die Firma SwissropeAG
aus Frutigen nach und liess zwi-
schen den beiden geschichts-
trächtigen Mattner «Hausber-
gen» ein Stahlseil spannen, um
eine reale Visualisierung des
Projekts zu ermöglichen. «Wir
haben sogar 3Meter Brücke ein-
gebaut, damit man sich besser
vorstellen konnte,wie sie ausse-
hen würde», erinnert sich Theo
Lauber. Und man habe die Ent-
scheidungsträger eingeladen, die
Visualisierung vom Spital Inter-
laken aus,wo das Seil am besten
zu sehen gewesen sei, anzu-
schauen.Das Interesse sei gering
gewesen.

«Das Projekt ist auf Eis ge-
legt», sagt Theo Lauber.Weltre-
kord wäre der Skywalk Interla-
ken ohnehin nichtmehr.Aktuell
werden an der Mühlenkopf-
Sprungschanze im hessischen

Willigen für die Befestigung der
längsten Fussgängerseilbrücke
Probebohrungen gemacht, wie
Geschäftsführer Ulrich Keudel
aufAnfrage sagt.Weil die Schan-
ze das Landschaftsbild ohnehin
verändert habe, stünden Natur-
schutzinteressen nicht im Weg.
Nur der Name seinerWebadres-
se, «diemelsee.ch», verrät, dass
sie ursprünglich über einen
Stausee geplantwar. Erbauer der
Brücke ist die bereits erwähnte
Frutiger Firma Swissrope AG,
welche die 494Meter lange Hän-
gebrücke in Randa erstellt hat,
über dieman lautWerbung «wie
aufWolken» geht.

In einem Firmenporträt in
dieser Zeitung von Anfang Sep-
tember 2018 war auch die spek-
takuläre Idee einerHängebrücke
zwischen Sillerenbühl und
Höchsthorn inAdelboden (siehe

EinWeltrekord ist ohnehin nicht mehrmöglich
Matten Das zweijährige Projekt für eine Hängebrücke zwischen Heimwehfluh und Kleinem Rugen «liegt auf Eis», sagt Theo Lauber von der Frutiger Firma Swissrope AG.

So soll die Brücke dereinst aussehen. Illustration: PD/Swissrope

«Soll die viel
gelobte Achse
Thun–Bern–Biel
mehr als bloss
eine Idee sein,
müsste der Kanton
allerdings auch
seine Investitionen
auf diese Achse
verteilen.»

Interview: Stefan von Bergen

Nur in einer der zwölf grössten
Schweizer Städte gibt es einen
Stadtpräsidenten der SVP.
Nämlich Sie in Thun,Herr Lanz.
Sind Sie eineAusnahmefigur?
Raphael Lanz: Das ist nicht nur
eine Frage der Figur, sondern
auch der politischen Konstella-
tion. Die Vertretung der SVP in
der Thuner Stadtregierung hat
eine langeTradition. Die Thuner
SVP versteht sich als staatstra-
gende und konstruktive Partei.
Unsere Wähleranteile waren
immer solid, wir erlitten keinen
Rückgang wie in anderen
Städten.

Die Konstellation allein hilft
nicht, es braucht auch eine
Person.Was sind Sie für eine
Person?
VonmeinemNaturell her versu-
che ich, sehr pragmatisch und
mitwenig Ideologie zu politisie-
ren. Ich akzeptiere, dass man in
unserem System die wesentli-
chen politischen Kräfte ins Boot
holen muss.Weil man sonst die
erforderlichenMehrheiten nicht
erzielt.

Gehören Siemit ihremvermit-
telnden Stil in der forschen SVP
zu einerMinderheit?
Es stimmt, dass Vertreter unse-
rer Partei mit pointierten Posi-
tionen bei Regierungswahlen
bisweilen Mühe haben. Als Exe-
kutivpolitikermussman auch für
andere Positionen Verständnis
haben. Das habe ich in Thun ge-
lernt. Alle Parteien haben in
unserer Stadt Anteil an der Poli-
tik und suchen einen gemeinsa-
men Nenner. So funktioniert in
der Schweiz die Gemeindepoli-
tik. Hier in Thun gehöre ich üb-
rigens nicht einerMinderheit an,
sonst wäre ich nicht in meiner
aktuellen Funktion.

Die SVP ist in Städten eher
erfolglos und hat nicht unbe-
dingt ein Flair für urbane
Politik. Haben Sie es?
Wirnehmen jedenfalls dieAnlie-
gen der Bürgerinnen und Bürger
auf. Wir setzen uns etwa für

einen angenehmen Aufenthalt
im öffentlichen Raum ein, wir
kümmern uns um Parkanlagen.
Betrachtet man unsere Wahl-
ergebnisse,machenwir offenbar
einiges richtig.

Sie verstecken sich hinter der
Wirform.Wer istwir?
Die mehrheitlich bürgerliche
Thuner Stadtregierung.Auch als
Präsident sehe ich mich als Teil
eines Teams.

Sie sprechen als Bürgerlicher
vom öffentlichen Raum.Weil
Sie begriffen haben, dassman
dieses Thema nicht einfach
dem rot-grünen Lager überlas-
sen darf?
Wir nehmen bestehende Anlie-
gen und neue Tendenzen auf.
Wenn wir gewisse Bedürfnisse
nicht aufnehmen, machen das
andere. Das gehört zur Politik.
Wer an den Bürgern vorbeipoli-
tisiert, erhält bei denWahlen die
Quittung.Wir haben inThun ge-
meinsammit interessierten Krei-
sen und dem Gewerbe in der
ganzen Innenstadt eine Fussgän-
gerzone eingerichtet. Das
brauchte ein Zusammenwirken
von vielen, einige mussten auch
ein wenig nachgeben.

Übernehmen Sie in Thun
rot-grüne Rezepte? Möblieren
Sie nun sowie SP-Gemeinderä-
tin UrsulaWyss in Bern den
öffentlichen Raum?
WirwollenMöglichkeiten schaf-
fen, dass man sich im öffentli-
chen Raum aufhalten kann.Wir
fragen uns aber, in welchem
Mass der Staat und die Politik
von oben eingreifen sollen. Wir
wollen die Leutemotivieren, sel-
ber tätig zu werden. In anderen
Orten glaubt die Politik stärker
zuwissen,was für die Bürger das
Richtige ist.

Fühlen Sie sich eigentlich als
Städter?
Ich bin hier gleich um die Ecke
in der Thuner Altstadt aufge-
wachsen, ich bin also ein Städ-
ter. Ich gehe aber gerne in dieNa-
tur und habe ein Flair für das
Land. Ich bin gerne in einer so

vielfältigen Stadt wie Thun, die
nicht so anonym ist wie grosse
Städte.

Wie verdichtetwohnen Sie?
Ich wohne mit meiner fünfköp-
figen Familie in einem eigenen
Haus in der Nähe des Bahnhofs.

In grossen Städten verzichten
viele Haushalte auf ein eigenes
Auto. Sie auch?
Nein.WennwirunserAuto in den
Service bringen,meint derGara-
gier aber jeweils, es werde nicht
sehr stark genutzt. Thun ist eine
Stadt der kurzenWege, die Leu-
te wissen, dass ich hier mit dem
Velo unterwegs bin.

Könnte Ihre Partei von Ihnen
und vonThun lernen, dass es
auch eine erfolgreiche bürgerli-
che Stadtpolitik geben kann?
Wirpolitisieren nicht, um jeman-
den zu belehren. Wir versuchen
eine gute Politik im Interesse
unserer Bürgerinnen und Bürger
zumachen. Wenn das, was wir
machen, eine bürgerliche Stadt-
politik ist, dann kannman das so
sehen.

Wieso halten Sie sich so zu-
rück? Hatman Sie schon für
Ihre fussgängerfreundliche
Stadtpolitik kritisiert?
Ich gebe zu, dass ich auch schon
gehört habe: Jetztmacht auch Ihr
noch Fussgängerzonen.

Was erwidern Sie dann?
Ich sage: Man kann das Auto
nicht einfach wegzaubern, man
muss eine Alternative anbieten.
Wir haben hier inThun nicht alle
drei Minuten ein Tram wie in
Bern. Wenn aus dem weiten
ländlichen Raum rund umThun
die Leute zu uns in die Stadt
kommen, freut uns das.Wirwol-
len ihnen nicht sagen, ihrmüsst
das Auto zu Hause lassen. Wir
haben deshalb amRand derThu-
ner Innenstadt Parkings ge-
baut, so etwa im Schlossberg.
Nun können wir den Bürgern
klarmachen, dass sie ihr Auto
nicht mehr überall in der Stadt
abstellen können. Es braucht ein
Miteinander.

Ist Thunweniger polarisiert als
etwa Bern?
Ja. Ich versuche mir immer vor-
zustellen, dass in der Politik alle
etwas Gutes realisieren wollen.
Mir fällt kein Zacken aus derKro-
ne, wenn ich gute Anliegen der
Gegenseite anerkenne. Aus der
Distanz kommt es mir vor, dass
es in anderen Städten nicht so
läuft. Wenn dort die einen A sa-
gen, sagen die anderen Z. Wir
versuchen hier, eine andere Kul-
tur zu leben. Das hat aber auch
seinen Preis.

Welchen denn?
Wenn es gut läuft und Lösungen
gibt, dann hatman als Stadtprä-
sidentwenigermediale Präsenz.
Es fällt halt mehr auf, wenn in
einer Exekutive Feuer im Dach
ist.Aber hier in derThuner Stadt-
politik gibt es keine ausgepräg-
ten Feindschaften.

Glückliches Thun!Wird Ihre
Stadt im Kanton unterschätzt?
Ichwill mich nicht beklagen. Soll
die viel gelobte Achse Thun–
Bern–Biel mehr als bloss eine
Idee sein,müsste der Kanton al-
lerdings auch seine Investitionen
auf diese Achse verteilen. Ich
habe Verständnis, dass die Si-
tem-Insel in Bern und der Fach-
hochschulcampus in Biel sind.
Wenn aber einer von drei Orten
bei Investitionen leer ausgeht, ist
das keine richtige Achse.

Wollen Sie auch noch einen
Fachhochschulstandort? Ist sie
nicht schon verzettelt genug?
Wir fordern nicht ineffiziente
Strukturen. Wir haben der Kan-
tonsregierung aber zu ihren
kürzlich präsentierten Regie-
rungsrichtlinien Vorschläge ge-
macht.Thun definiert sich gera-
de als Smart City, es könnte also
am geplanten Kompetenzzent-
rum für Digitalisierung beteiligt
werden. Hier befindet sich mit
der Empa ja schon ein Ableger
der ETH.

Sind Sie als pragmatischer Kon-
senspolitiker besonders geeig-
net, den stagnierenden Kanton
Bern voranzubringen?

Ichmachemir jedenfalls Gedan-
ken über den Kanton. Er hat zwar
Potenzial, aber erweckt auch den
Eindruck, nicht weiterzukom-
men. Man wollte mit einer Sen-
kung derUnternehmenssteuern
einen kleinen Schritt machen.
Dem Grossen Rat, dem auch ich
angehöre, gelang es aber nicht,
dafür eine Mehrheit zu finden.
Ich gehörte leider zu den
Verlierern.

Es gab ja auch Gründe, die
Steuersenkung abzulehnen.
Die Vorlage bot den Berner
Steuerzahlernwohl zuwenig
Vorteile.
Ich habe Verständnis für die
Skepsis. Aber mir geht es vor al-
lem um das Zeichen, das der
Kanton aussendet.Unternehmen
können sich nun fragen: Macht
es Sinn, in diesem blockierten
Kanton zu investieren?

Warumhat Ihre bürgerliche
Mehrheit im Grossen Rat die
Bevölkerung nicht von der
Steuersenkung überzeugen
können?
Wir müssen die Bedenken, die
von verschiedenen Seiten ins
Feld geführtwerden, genauer an-
schauen und alle ernst nehmen.
Meine Überzeugung ist, dasswir
allenwichtigen Gruppen imKan-
ton glaubwürdige Zusicherun-
gen machen müssen. Also den
Städten und dem linken Lager,
die fürchten, dass auf dem Bu-
ckel der Schwächsten gespart
wird. Dem ländlichen Raum, der
fürchtet, dass ihm etwaswegge-
nommenwird.Oder den Steuer-
zahlern, die fürchten, am Ende
die Zeche zu zahlen. Leider ha-
ben wir nicht die nötige Manöv-
riermasse für eine Mehrheit ge-
schaffen.

Vonwas für einerManövrier-
masse sprechen Sie?
Wir haben derzeit einen finan-
ziellen Spielraum,weil es die er-
warteten Ausfälle durch eine
Senkung der Unternehmens-
steuern nicht gibt. Jetzt könnten
wir eine moderate Steuersen-
kung mit dem vom Regierungs-
rat geplanten Investitionsfonds

«Esmacht nicht immer Sinn, den Kuchen in gleiche Stücke einzuteilen»
Raphael Lanz Thuns SVP-Stadtpräsident schlägt nach der gescheiterten Reform der Unternehmenssteuern einenWeg aus der Blockade
in der Berner Kantonspolitik vor. Der Jurist skizziert, wie man im Kanton ein Paket schnüren könnte, das einen Konsens schafft.

«Wennwir gewisse
Bedürfnisse
nicht aufnehmen,
machen das
andere.»

Serie

Bern wohin?

Überflüssig
&unnütz!

Die radikale Zersiedelungs-
Initiative nimmt keine Rück-
sicht auf lokale, regionale und
kantonale Gegebenheiten und
Bedürfnisse.

Casimir Platzer
Präsident GastroSuisse

www.radikale-zersiedelungs-initiative-nein.ch
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Kasten) erwähnt. Vom Skywalk
Interlaken jedoch war damals
nicht die Rede.Nicht ganz grund-
los, wie erst jetzt bekannt wur-
de: Laut der Bauverwaltung der
Gemeinde Matten hat im Sep-
tember das Regierungsstatthal-
teramt Interlaken die Baueinga-
be für den Skywalk als nicht ge-
nehmigungsfähig «annulliert».
DerMattnerGemeindepräsident
Peter Aeschimann erklärte auf
Anfrage, der Gemeinderat habe
das Baugesuch ohne Stellung-
nahme weitergeleitet. Seither
habe man nichts mehr gehört.

Daniel Sulzer, Direktor der
Tourismusorganisation Interla-
ken, sagt, dass man vorwenigen
Monaten um eine Stellungnah-
me ersucht worden sei und die
ideelle Unterstützung des Pro-
jekts zugesagt habe,weil ein sol-
ches Angebot für die Gäste aus

dem arabischen Raum «ideal»
gewesen wäre. Auch für David
Tschanz, Besitzer derHeimweh-
fluh, wäre das Projekt «eine
Chance» gewesen, sein touristi-
sches Angebot weiterzuentwi-
ckeln. Er befürchtet, dass die in
die Jahre gekommene Modell-
eisenbahnlage stillgelegtwerden
muss. Er sei von der Swissrope
AG kontaktiert worden.

Engagiert für das Projekt hat-
te sich von Beginn an auch der
Mattner Touristiker Erich Bal-
mer. «Ich habe geholfen, die Idee
zu entwickeln. Aus touristischer
Sicht wäre eine Weiterentwick-
lung des Gebietes Heimwehfluh
sicher sehr sinnvoll», sagt er.
Aber: «Mein Baby war die Hän-
gebrücke nicht, mein wirkliches
Baby ist der Seilpark.»

Anne-Marie Günter

Das zweijährige Projekt für eine Hängebrücke zwischen Heimwehfluh und Kleinem Rugen «liegt auf Eis», sagt Theo Lauber von der Frutiger Firma Swissrope AG.

Voranfrage für Adelboden

Noch mehr Superlative als die
Hängebrücke am Rugen vereint
das Brückenprojekt in Adelboden,
das Ende August 2018 vorgestellt
wurde (wir berichteten). Die
2222 Mete lange Brücke zwischen
Sillerenbühl und Höchsthorn soll
in einer Höhe von 365 Meter ein
ganzes Tal überspannen. Kosten-
punkt: 18,5 Millionen Franken.
«Wir sind nach wie vor davon
überzeugt, dass das eine gute
Sache für Adelboden wäre», sagt
Markus Gempeler, der als Ge-
meinderatspräsident der Projekt-
gruppe angehört. «Zurzeit sind wir
dabei, eine Voranfrage beim Amt
für Gemeinden und Raumordnung
über die Möglichkeit der Bewilli-
gungsfähigkeit vorzubereiten»,
erklärt Gempeler. (jez)

verbinden. So liesse sich ein Pa-
ket schnüren, hinter dem breite
Kreise stehen. Das könnte eine
Vorwärtsstrategie einläuten.

Ihre Partei lehnt den Investi-
tionsfonds aber ab.
Inmeinen politischen Kreisen ist
man skeptisch gegenüber dem
Fonds. Ich hoffe, er kommt den-
noch. Ich plädiere deshalb dafür,
verschiedeneAnliegenmiteinan-
der zu verbinden. Wenn man
jetzt allen Gruppen glaubwürdi-
ge Zusicherungen macht, dass
ihre Ängste unbegründet sind,
bekommt man die notwendige
Mehrheit für Schritte nach vorn.

Der klamme Kanton kann sich
doch solche Zusicherungen gar
nicht leisten?
Der finanzielle Spielraum ist
nicht riesig, aber vorhanden.
Aber es geht um mehr als um
Frankenbeiträge. Es geht um
einen Grundkonsens.

Müssten dafür nicht die Politi-
ker über ihren Schatten sprin-
gen? Linkemüsstenmit sich
über Steuersenkungen reden
lassen, SVPler Gemeindefusio-
nen zulassen.
Jetzt führen Sie gleich umstritte-
ne Reizthemen an. Ich glaube
nicht, dass man für eine Vor-
wärtsstrategie mit den Reizthe-
men beginnen sollte. So erzielt
man keinen Grundkonsens. In
derVerhandlungsführung ist das
kein gutes Vorgehen. Man muss
von möglichen Gemeinsamkei-
ten ausgehen.

Müsste die Kantonsregierung
etwa für Standortentscheide
früh alle involvierten Kreise
ansprechen?
Es ist jedenfalls so, dass es nur
noch ein Entweder-Oder, Sieger
undVerlierer gibt,wennman bei
Standortvergaben nur aus zwei
Optionenwählen kann.Für einen
Konsens sollte die Verhand-
lungsmasse grösser sein. Man
müsste also zumBeispiel den In-
vestitionsfondsmit einer Steuer-
senkung verbinden. Es muss
Aussicht bestehen, dass alle et-
was bekommen und so auch be-

reit sind, von ihren harten Posi-
tionen abzurücken.

Haben Sie dieseVerhandlungs-
technik in Ihrer Zeit als Richter
gelernt?
Da habe ich jedenfalls gelernt,
dass man genau nachfragen
muss, wie die Interessenlage ist
und zu welchen Zugeständnis-
sen die Parteien bereit und fi-
nanziell in der Lage sind. Ich
habemich auch beimRechtsstu-
dium in den USA mit Verhand-
lungstechnik beschäftigt. Dort
habe ich die Geschichte mit den
zwei Kindern und derOrange ge-
hört. Kennen Sie die?

Nein.
Beide Kinderwollen die Orange,
die Mutter schneidet sie also in
zwei gleich grosse Hälften. Nun
presst das eine Kind den Saft aus

seiner Hälfte, das andere aber
raspelt die Schale,weil es backen
will.Hätte dieMutter die Bedürf-
nisse ihrer Kinder besser erfragt,
hätte das eine Kind die ganze
Orange auspressen und das an-
dere die ganze Schale raspeln
können.

Undwas heisst das für die
Politik?
Dass es nicht immer Sinnmacht,
den Kuchen in gleiche Stücke
aufzuteilen, das hat Blockade-
potenzial.Man sollte in der Poli-
tik gewisse Fragen und Proble-
me miteinander verknüpfen,
dann hat man mehr Verhand-
lungspotenzial und eine grösse-
re Chance für Zustimmung.
Wenn wir also die Befürchtun-

gen der Städte wie auch der
Landregionen ernst nehmen, be-
kommen wir Mehrheiten. In der
Politik können nicht alle jubeln.
Aber imKanton Bernmüssenwir
das Gegenteil befürchten: Dass
nichts mehr geht und niemand
jubelt.

Mit IhrenAusführungen als
Brückenbauer undVerhand-
lungsführer empfehlen Sie sich
eigentlich für einen Sitz im
Regierungsrat.
Das haben Sie gesagt.

Ist es für Sie ein Ziel?
Es gibt derzeit keine Kantons-
wahlen. Ich bin eben als Stadt-
präsident wiedergewählt wor-
den, bin imGrossen Rat und kan-
didiere nun für den Nationalrat.
IchmachemeineArbeit dort gut,
wo ich bin. Es ist schwierig, in
der Politik Karriereziele zu ha-
ben. Ich bin nicht mit dem Ziel
in die Politik gegangen angetre-
ten, Stadtpräsident zu werden.
Erst als das Amt frei war, wurde
es zu einem Ziel.

Fürchten Sie eigentlich ein
Ende der bürgerlichenMehr-
heit im Regierungsrat,wenn
Finanzdirektorin Beatrice
Simon von der BDP in den
Ständerat gewähltwerden
sollte? Der populäreMatthias
Aebischer von der SP könnte
den Sitz holen.
Ja, das beschäftigt mich. Ich
fürchte, dass die Aussicht auf
eine Vakanz im Regierungsrat
eine Wahlkampfstimmung aus-
lösen könnte, die die Konsens-
findung wieder blockiert. Das
linke Lager könnte sich sagen:
Wir gehen gewisse Kompromis-
se nicht mehr ein, weil wir auf
eine Regierungsmehrheit hoffen
können. Ich glaube aber nicht,
dass die politischen Probleme
des Kantons kleiner werden,
wenn wir wieder unterschiedli-
cheMehrheiten in derRegierung
und im Parlament haben.

In unserer Serie «Bern wohin?»
widmen wir uns den grossen Fra-
gen, die für den Kanton Bern rich-
tungsweisend sind.Der Thuner Stadtpräsident Raphael Lanz (SVP) will Bedenken abbauen. Foto: Christian Pfander

«Jetzt könntenwir
einemoderate
Steuersenkungmit
dem geplanten
Investitionsfonds
verbinden.»

«Esmacht nicht immer Sinn, den Kuchen in gleiche Stücke einzuteilen»
Raphael Lanz

NEIN
zum kantonalen
Energiegesetz

Urs Grob, Energieberater,
Magglingen
«Wo das Geld vorhanden ist,
wird bereits heute umwelt-
bewusst saniert. Das Gesetz
würgt diese Dynamik mit
neuen Verboten und Bewilli-
gungsverfahren ab.»
energiegesetz-nein.ch
Komitee «Nein zum Energiegesetz»
Postfach 2639, 3001 Bern
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